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Wider ein betriebswirtsc~haftlich verkürztes New 
Public Management: Über Produkte, Indikatoren und 
die Wirksamkeit 

MARKUS ZÜRCHER *l 

l. Einleitung 

Langst haben Politologen, Verwaltungswissenschafter und Juristen das 
New Public Management (NPM) als Untersuchungsgegenstand entdeckt. 
Mittlerweile liegt eíne reichhaltige, vorwiegend theoretisch ausgerichtete 
Literatur vor. Der praktische Vollzug des neuen Steuerungsmodells 
wurde jedoch bisher nur selten empírisch untersucht. Wer sich für ge­
wonnene Erfahrungen und Resultate ínteressiert, bleibt auf die oft nur 
schlecht greifbare graue Literatur verwiesen: auf die von den verant­
wortlichen Leitungsorganen und den beteíligten Amtsstellen verfassten 
Erfahrungs- und Rechenschaftsberichte. 

Mit bisher. drei vom berníschen Regíerungsrat herausgegebenen Berích­
ten liegt für de n Kan to n. Bern gu t dokumentiertes Anschauungsmaterial 
zur Praxis des New Public Management vor. 

Di e Initiati v e ging von d er Regierung aus, welche das Reformvorhaben 
im Mai 1994 in die Wege leitete. Das Projekt lauft unter dem Namen 
,NEF-2000". ]n der Novembersession desselben Jahres erteilte der Gros­
se Ra t d er Durchführung des V ersuchs grünes Licht, sodass am l. J anuar 
1996 sieben Ãmter den Pilotbetrieb aufnehmen konnten. Gestützt auf 
e in en ersten Zwischenbericht, welcher am 15. April 1997 vorlag, bean­
tragte der Regierungsrat eine Ausweitung des Versuchs um fünf Pilotbe-

*) Vorliegender Aufsatz ist Teíl einer Diplomarbeit am Institut de hautes études en 
administration publique (IDHEAP), welche der Autor gegenwartig unter der Leitung 
der Proff. Finger und Germann erstellt. Für die sorgfaltige Durchsicht des 
Manuskriptes danke ich Andreas Tobler. 
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triebe, namentlich um weitere Erfahrungen in schwer messbaren Aufga­
benbereichen sammeln zu konnen. Diese zweite Pilotrunde startete am 1. 
Januar l 998. 1 Wie im ersten Zwischenberícht, so zog der Regierungsrat 
auch in seinem zweiten Zwischenbericht vom 16. September 1998 eine 
im Grundsatz positive Bilanz" Wesentliche Aspekte der im Basisbericht 
vom Dezember 1994 formulierten vier NEF-2000-Hauptzielsetzungen -
die Führungs-, Leistungs-, Wirkungs- und Kostenorientierung - erachtet 
die Regierung als erfüllt Drei positive Effekte werden besonders hervor­
gehoben: Die auf Grund der hohen Transparenz über Aufgaben und 
Mitteleinsatz kiar verbesserte Führungsinformation, das hohere Verant­
wortungsgefühl der-Mitarbeiterinne:n und Mitarbeiter und das verbesserte 
Kostenbewusstsein. 2 

Sehr zurückhaltend wird in diesen Berichten die Zielerreichung hinsicht­
lich d er Leistungs- un d Wirkungsorientierung kommentiert: Mit V erweis 
auf die noch kurze Projektdauer verzichtete der Regierungsrat im April 
1997 weitgehend auf eine Beurteilung. Er raumte denn auch ein, dass die 
mit der Leistungs- und Wirkungsmessung im Zusammenhang stehenden 
Fragen im Rahmen der Pilotversuche "noch kaum ausgeleuchtet und 
beleuchtet" werden konnten.3 Auch rund anderthalb Jahre spater, im 
zweiten Zwischenbericht, erachtete die Regierung die Voraussetzungen 
für eine Beurteilung mit Rücksicht auf die kurze Versuchsdauer nicht für 
erfüllt. Die Leistungs- und Wirksa;nJ<.eitsmessung geben vielmehr zu 
grundsatzlichen Erwagungen Anlass. In der Formulierung von qualitati­
ven. aussagekraftigen Zíelen, Indikatoren und Standards erkennt die Re­
gierung eine permanente Herausforderung und einen der kritischen Fak­
toren des Unternehmens schlechthin. Als begrenzt werden die Moglich­
keiten eingestuft, die Anliegen und Bedürfnisse der Leistungsempfanger 
zu erfassen. Aufschluss über die Bedürfnisse der Bürger respektive der 
Kunden und deren Anforderungen an den Umfang und die Qualitat 
staatlicher Leistungen erhofft sich die Regierung primar von Meinungs­
umfragen, die 1997 vereinzelt und beschrãnkt, 1998 vermehrt und in 
umfassenderer Form durchgeführt wurden. Gestützt auf die positive Bi-

Gesamprojektausschuss 1995; Regierungsrat 1997, S. 15; Regierungsrat 1998, 
S. 17- 27; zusammenfassend PFISTER l ZüRCHER 1998, S. 3- 9. 

2 Regierungsrat 1998, S. 6 und 50 - 51. 

3 Regierungsrat 1997, S. 6 und 29. 
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lanz nach dem zweiten Versuchsjahr und die in Befragungen gesetzten 
Erwartungen, informierte der Regierungsrat das Parlament im September 
1998 über seine Absicht, NEF-2000 in der bernischen Kantonsverwal­
tung in zwei Staffeln per 1. Januar 2002 und per l. Januar 2004 direkti­
onsweise einzuführen. Vorbehalten bleibt die Zustimmung des Parla­
mentes.4 

Im Folgenden soll der Vollzug des neuen Verwaltungsmodells naher 
beschrieben und untersucht werden, wobei der Leistungs- und Wir­
kungsmessung im Lichte der regierungsratlichen Beurteilung aus prakti­
schen wie theoretischen Erwagungen besondere Aufmerksamkeit zu­
kommt Untersucht werden sechs der zwolf Pilotbetriebe, wobei ich mich 
auf die mit den Amtsdirektoren geführten Interviews, auf die Leistungs­
vereinbarungen verschiedener J ahre sowie di e entsprechenden Leis­
tungsberichte und weitere von den betroffenen Ãmtern zur Verfügung 
gestellte Publikationen und auf Dokumente und spezifisch eingeholte 
Auskünfte stütze.s 

2. Erfolgreiche Verwaltungsmodernisierung im Zeichen von 
NEF-2000 

Die positive Einschatzung von NEF-2000 wird von der grossen Mehrheit 
der befragten Amtsleiter geteilt. Die Führungsinformationen, welche die 
Kosten- und Leistungsrechnung, die durchgeführte Befragung und wei­
tere Controlling-Massnahmen bereitstellen, sind ihnen in der taglichen 
Arbeit sehr nützlich. Den funktionalen Erfordernissen des jeweiligen 
Amtes in hohem Masse angepasst, bewahrt sich NEF-2000 im betriebli­
chen Alltag. Langst hat die neue Verwaltungsführung ihren Versuchscha-

4 Regierungsrat 1998, S. 12 und 32 - 34. 

5 Aus der ersten Projektrunde mit Betriebsbeginn 1.1.96: Strassenverkehrs- und 
Schifffahrtsamt, Tiefbauamt, Wasser- und Energiewirtschaftsamt; aus der zweiten 
Projektrunde mit Betriebsbeginn 1.1.97: Amt für Information, Berner Schulwarte, 
Seminar und Gymnasium HofwiL 
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rakter abgestreift, und niemand zweifelt, dass die eingeleitete Reform 
Wirkungen zeitigt, die sich nicht mehr zurücknehmen lassen.6 

Eine Vielzahl von Initiativen, die hier ohne jeglichen Anspruch auf Voll­
süindigkeit, nicht in systematischer, sondern in impressionistischer Ab­
sicht aufgeführt werden. illustrieren eine Modernisierungsbereitschaft 
und einen Kulturwandel, der Beachtung verdient: Nicht weniger als 23 
Massnahmen hat beispielsweise das Strassenverkehrs- und Schifffahrts­
amt (SVSA) ergriffen, um die Kundenausrichtung zu verbessern. Diese 
reicheh von der Einführung von Namensschildern für Mitarbeitende mit 
Kundenkontakt bis hin zur kostenlosen Abgabe des "Geschwindigkeits­
klebers" für Winterreifen.7 Wie die meisten der übrigen Amter hat das 
SVSA Formulare und Standardbriefe auf ihre Verstandlichkeit hin über­
prüft, dabei die Sprache vom "Amtsdeutsch" befreit und die Ansprache 
des Bürgerkunden heute geltenden Gepflogenheiten und Umgangsformen 
angepasst. In Reaktion auf eine erste Kundenumfrage anderten Àmter mit 
"Schalterdiensten" ihre Óffnungszeiten. Periodisch durchgeführte Ge­
sprache mit den wichtigsten Kundengruppen sind insbesondere für 
Àmter, die in einem Massengeschaft tatig sind, üblich. In mehr oder 
weniger systematischer Weise werden in den verschiedenen Betrieben so 
genannte Total-quality-management-Systeme (TQM) eingeführt. Eine 
besonders umfassende Eínführung des TQM sieht das Tiefbauamt vor, 
das sich im Juni 1998 erfolgreich um den 4. Speyerer-Qualitãtspreis 
bewarb.8 Gegen anfanglich "erhebliche Widerstande" der zustandigen 
Direktion betreibt das Tietbauamt eine aktive Informationspolitik gegen­
über dem Grossen Rat und weiteren inieressierten Kreisen. Ebenfalls im 
Tiefbauamt versicherte man sich im Rahmen einer im Frühjahr 1997 von 
Externen durchgeführten Meinungsumfrage der Unterstützung der Mitar­
beiter, ein Erfolgsfaktor, dem auch die Regierung hohes Gewich~ bei­
misst.9 "NEF-Geist" lautet eine oft zitierte und auch in geschriebenen 
Texten verwendete Metapher, mit der ein primar von den Mitarbeitern in 

6 

7 

Hier und im Folgenden stütze ich mich auf die mit den sechs Amts1eitern im Januar 
und Februar 1999 geführten halbstandardisierten Iríterviews. 

SVSA, Massnahmen Kundenausrichtung 1997 und 1998. 

8 Tiefbauamt 1998a. 

9 Tiefbauamt 1998b; Tietbauamt 1998a, S. 20 und Tiefbauamt 1997, S. 3. 
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ihrer taglichen Arbeit umzusetzendes neues Verwaltungsverstandnis 
gemeint isL 10 

Darf aus diesen positiven Eínschatzungen und Befunden geschlossen 
werden, dass sich die wirkungsorientíerte Verwaltungsführung bewahrt 
und sich die von den Theoretikern des NPM entworfenen Steuerungsmo­
delle in Ãmtern mit unterschiedlichsten Aufgaben und verschiedener 
Grosse ohne nennenswerte Schwierigkeiten und mit vertretbarem Auf­
wand einführen lassen? Das Spezifikum des NPM liegt im Versuch be­
gründet, Leistungen und Wirkungen zu erfassen. Ob und in welchem 
Masse der Wechsel von der Re:ssourcen- zur Leistungs- und Wirkungs­
steuerung in den sechs Pilotbetrieben vollzogen wurde, muss daher mit 
Blick auf das der wirkungsorientierten Verwaltungsführung zu Grunde 
liegende, so genannte outputorientierte Steuerungsmodell beurteilt wer­
den.11 Wie viele weitere, gegenwartig in der Schweiz geführte NPM­
Projekte folgt auch NEF-2000 ziemlich genau einem Vorschlag, den 
ERNST BUSCHOR, KLAUS LÜDER, HANS MÃDER und KUNO SCHEDLER 
zu Beginn der Neunzigerjahre formuliert haben und den sich etwa die 
Beratungsgesellschaft ATAG zu Eigen gemacht und in dieser Weise zu 
seiner verbreiteten Anwendurig in der Praxis beigetragen hat. 12 

3. New Public Management zwischen Anspruch und Wirk­
lichkeit 

Die Kernidee der wirkungsorientierten Steuerung ist bestechend einfach: 
An die Stelle der herkommlichen Führung und Steuerung der Verwaltung 
über die spezifische Zuweisung von Ressourcen für genau festgelegte 
Zwecke (Input-Orientierung) sollen der Verwaltung die Mittel in Abhan­
gigkeit zu de n von ihr erbrachten Leistungen un d Wirkungen zur V erfü­
gung gestellt werden (Output-Orientierung). Die Politik soll nicht langer 
über das ,Wie'', sondern verstarkt und vermehrt über das ,Was" befin-

l O Siehe etwa Regierungsrat 1998, S. 51 - 52. 

1 1 Vergleiche dazu die von THEO HALDEMANN eingeführte Unterscheidung zwischen 
Prozess-, Struktur- und Kulturwandel, HALDEMANN 1997, S. 86 ff. 

12 8USCHOR 1993, S. 199 - 188; LÜDER 1994, S. 161 - 188; MADER / SCHEDLER 1994, 
S. 49-68 und ATAG 1998. 
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den. Die technische Umsetzung bedingt díe folgenden Schritte: Die von 
den Verwaltungseínheiten zu erbringenden Leistungen müssen, meistens 
in Form von Produkten. kiar definíert werden, Kosten wie Nutzen der 
Produkte sind auszuweisen, und dÍle Leistungser_bringung wie ihre Wir­
kungen müssen überprüft bzw. gemessen werden. "Der Abbau operativ 
inputorientierter Feinsteuerung über das Budget erfordert ahnlich klare 
Vorgaben der Output- und Outcome-Ebene wie die herkommlichen Bud­
gets für die Input-Ebene. Díes ist'', bringt Buschor die Problematik der 
Outputsteuerung auf den Punkt, "vorerst zweifellos Ieichter postuliert als 
realisiert." 13 Notwendig wird die 1vlessung der Leistungserbringung auf 
niehreren Stufen rnittels so genannter Leistungsindikatoren. 

Die für den Autbau eines solchen 1\1anagementinformationssystems not­
wendigen Elemente haben Buschor, Lüder, Mader und Schedler in ver­
schiedenen zu Beginn der Neunzigerjahre veroffentlichten Aufsatzen 
zusammengetragen. Eine anschaul:iche Darstellung haben die Kompo­
nenten dieses Systems sowie deren Beziehungen in einem von den beí­
den Letztgenannten vorgelegten Schema gefunden. Mader un d Schedler 
modellieren die Erbringung von Verwaltungs- und Dienstleistungen als 
Produktionsprozess. 14 ,Aufgrund o~ffentlicher bzw. veroffentlichter Be­
dürfnisse", erlãutern sie den in íhrem Modell als Planungsprozess be­
zeichneten Ablauf, ,werden politis:che Ziele gesetzt, die über ein Pro­
gramm (Produkteplan) die Bereitstellung von Ressourcen (Mittelplan) 
nach sich ziehen. Anschliessend werden die Ressourcen verbraucht und 
im Leistungsprozess bestimmte Produkte (Entscheidungen, Handlungen) 
hergestellt". Di e gesamten Wirkungen des Verwaltungshandelns 
(Output) auf das In- und Umfeld bezeichnen sie als Outcome. Vom Out­
come zu unterscheiden sind die relevanten Wirkungen aus der Sicht des 
Adressaten (Kunden), der Impact (vgl. Abbildung 1). 

Das der wirkungsorientierten Verwaltungsführung zu Grunde liegende 
Steuerungsmodell lasst sich auch als umfassendes, managementorien­
tiertes Rechnungsmodell verstehen. Mittels einer Kostenrechnung wird 
de r Ressourceneinsatz bzw. Input produktebezogen erfasst. Weiter wird 
eine Leistungsrechnung geführt: Sie dient der Ermittlung des Outputs. 
wobei üblicherweise zu überprüfen ist. ob die Leistungen in den verein-

13 BUSCHOR 1993, S, 244. 

14 MADER / SCHEDLER 1994, S. 58. 
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barten Mengen (Volumen), Fristen und der vereinbarten Qualitat er­
bracht wurden. Schliesslich ist eine Wirkungsrechnung zu entwickeln, 
welche die objektive wie subjektive Wirksamkeit staatlicher Leistungen 
(Outcome: Impact) misst. Leistungen und Wirkungen müssen mittels 
Indikatoren erhoben werden, Wie ERNST BUSCHOR. so identifíziert auch 
der deutsche Verwaltungswissenschafter HELMUT KLAGES die Entwick­
lung entsprechender Indikatorensysteme als den kritischen Faktor des 
Unterfangens schlechthin: "'The development of performance and quality 
indicators'"., schreibt er, "ís one of the most important preconditions for 
the success of the present reform of administration". 15 Die Berner Regie­
rung teilt diese Einschatzung der Verwaltungswissenschafter weitge­
hend,16 

4. Die Leistungs- und \Virksamkeitsmessung in den sechs 
Pilotbetrieben 

Wesentliche V oraussetzungen, welche di e wirkungsorientierte Verwal­
tungsfühnmg stellt, werden von den sechs untersuchten Pilotbetrieben 
erfüllt: Die erbrachten Leistungen werden in Form kiar abgegrenzter und 
definierter Produkte ausgewiesen. Die in allen sechs Betrieben einge­
führte Kostenrechnung erlaubt es, den Aufwand produktebezogen zu 
verrechnen und damit die Kosten, welche die Leistungserbringung verur­
sacht, sowie die Einnahmen, welche gegebenenfalls erzielt werden, den 
einzelnen Produkten zuzuordnen. Nahe r zu untersuchen i s t. o b e s gelingt, 
die erbrachten Leistungen in ihren verschiedenen Dimensionen auf den 
drei Wirkungsebenen zu erfassen. Aufschluss über diese Frage vermag 
eine Analyse der verwendeten Indikatoren zu erteilen, welche für die 
Führung der Leístungs- und Wirksamkeitsrechnung herangezogen wer­
den. Gruridlage der Auswertung bilden die zwischen den Direktionen und 
den einzelnen Ãmtern abgeschlossenen Leistungsvereinbarungen.l7 

15 KLAGES 1996, S. l 09. 

16 Regierungsrat 1998, S. 6. 

17 Die Auswertung stützt sich für die Pilotbetriebe der ersten Runde auf die 
Leistungsvereinbarungen 1997. für die Pilotbetriebe der zweiten Runde auf die 
Leistungsvereinbarungen 1998. 
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Die sechs untersuchten Betriebe generieren insgesamt 71 Produkte. Ge­
messen wird die Leistungserbringung mittels insgesamt 196 Indikatoren. 
Berechtigterweise stellt sich die Frage, ob 196 Messgrossen, die es zu 
definieren, zu erfassen, auszuwerten und zu kontrollieren gilt, eine für 
die Leistungs- und Wirksamkeitsrechnung ausreichende Grundlage ab­
geben. Es ist daher von Interesse festzustellen. dass pro Produkt im 
Durchschnitt 2, 71 Indikatoren erhoben werden. Stellt man in Rechnung·, 
das s sich jede Leistung in den Dimensionen Kosten, V olumen, Frist un d 
Qualitat auf der Outputstufe definieren H:isst und die Beurteilung ihrer 
objektiven und subjektiven Wirksamkeít je nach Fragestellung den Ein­
satz unterschiedlich vieler Indikatoren erfordert, darf keine den Modell­
annahmen entsprechende Leistungsmessung erwartet werden. Unter der 
Annahme, dass sich mit je einer Messgrosse jede Leistungsdimension 
sowie die beiden weiteren Wirksamkeitsstufen - Outcome und Impact -
erfassen liesse, müssten 426 Indikatoren regelmassig erhoben, überprüft 
und ausgewertet werden. Das Ge:dankenexperiment stimmt skeptisch, 
denn eine solche Erhebung liesse sich weder mit vertretbarem Aufwand 
durchführen, noch konnte die damit ausgelüste Informationsflut verar­
beitet, verdichtet und für die Steuerung nutzbar gemacht werden. 

Ordnen wir die in den Leistungsvereinbarungen festgelegten und im 
Rahmen der Leistungsberichte überprüften Leistungsindikatoren den drei 
Wirkungsebenen zu. so ergibt sich die in Tabelle 1 dargestellte Vertei­
lung. 

Tabelle 1 

Indikatoren-Typ absolut in Prozenten 

Output-Indikatoren 131 67 
Outcome-In d ikatoren 32 16 
Impact-Indikatoren 33 17 

Total 196 100 

Unter Berücksichtigung der verschiedenen Dimensionen einer Leistungs­
erbringung lassen sich zumindest die Output-Indikatoren weiter auf­
schlüsseln. Auf diese Weise kann prazise angegeben werden, ,was" ef­
fektiv gemessen wird. Nicht einbezogen werden konnte die Kategorie der 
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QualiUit, da diese Dimension in den meisten Fallen als Aspekt der Kun­
denzufriedenheit (Impact) verstanden wird. Wie in der Tabelle 2 darge­
stellt, messen die Outcome-Indikatoren in der Praxis objektiv überprüf­
bare Resultate des Verwaltungshandelns und die Impact-Indikatoren 
mehrheitlich die ,Kundenzufriedenheit", in seltenen Fallen die Akzep­
tanz einer staatlichen Massnahme. 

Tabelle 2 

W as wird gemessen? Absolut in Prozenten 

Kosten 38 19 
Volumen/Leistungsvorgabe 62 32 
Fristen 31 16 
Resultate 32 16 
KundenzufriedenheitJ 33 17 
Akzeptanz 

To tai 196 100 

Von Interesse ist schliesslich, mit welchen Methoden die verschiedenen 
Messgrossen bzw. Indikatoren erhoben werden. Einer Klassifikation 
entlang dem einschlagigen soz:ialwissenschaftlichen Methodenkatalog 
sperrt sich das Untersuchungsmaterial. Der Praxis der Leistungs- und 
Wirkungsmessung in den sechs Pilotbetrieben angemessener ist es, von 
den folgenden Kategorien auszugehen: Befragungen, wobei hier sowohl 
kleinere, von den Ãmtern selbst durchgeführte Umfragen wie auch durch 
Externe abgewickelte grossere Meinungsumfragen berücksichtigt wer­
den. Die überwiegende Zahl der gesammelten Daten und Informationen 
fallen im Rahmen amtsinterner Controlling-Prozesse an. Zu denken ist an 
die Überprüfung von Kosten, Fristen, Mengen- und Leistungsvorgaben. 
Davon zu unterscheiden sind periodisch, oft stichprobenweise, durchge­
führte Auswertungen von ausgewahlten Aspekten de r. Leistungserbrin­
gung und ihrer Wirksamkeit. Beispielhaft sei auf die Kontrolle der Ni­
tratwerte in den Trinkwasserreservoirs durch das Wasser- und Energie­
wirtschaftsamt verwiesen. Eine weitere Kategorie, welche gesonderte 
Berücksichtigung verdient, ist die systematische Erhebung von ,Feed­
backs". Erfasst werden in erster Lin i e Beschwerden un d gegen Mas s-
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nahmen und Verfügungen angestrengte Rekurse. Einer klassischen und 
nahezu in allen Leistungsbereichen anwendbaren Methode der Leistungs­
und Wirksamkeitsüberprüfung, der Beurteilung durch Experten, bedient 
sich allein das Seminar Hofwil: Der Mensabetrieb wird durch das Le­
bensmittelinspektorat überprüft, und zudem wird der Menüplan von Er­
nahrungsberatern begutachtet. 

Gestützt auf diese dem Material angepasste Klassifikation ergibt sich die 
in Tabelle 3 wiedergegebene Zuordnung der bei der Erfassung, Überprü­
fung und Auswertung der Indikatoren verwendeten Methoden. 

Tabelle 3 

Verwendete Methoden absolut in Prozenten 

Betriebliches Controlling 130 66 
Befragungen 35 18 
Auswertungen/ Analysen 19 10 
Rückmeldungen 11 5.5 
Expertisen l 0.5 

To tai 196 

Aus verschiedenen Gründen, die weíter unten auszuführen sind, ist es 
schliesslich von Interesse zu wissen, ob die Leistungs- und Wirksam­
keitsmessung internen oder externen Stellen obliegt. 190 der insgesamt 
196 Indikatoren werden amtsintern erhoben und ausgewertet. Nebst der 
erwahnten Überprüfung des Mensabetriebes werden bloss fünf weitere 
Indikatoren im Rahmen von extern in Auftrag gegebenen Umfragen nicht 
von den betroffenen Ãmtern selbst erfasst. 

Die einfache arithmetische Übung (Tabellen 1 - 3) gibt zu zwei Feststel­
lungen Anlass, die grundsatzliche Fragen aufwerfen, weiter zu erlautern 
und zu interpretieren sind. 

l. Die Leistungs- und Wirksamkeitsmessung ist primar ergebnisorien­
tiert. Gemessen und erfasst werden vorzüglich die Produkte des Ver­
waltungshandelns, jedoch nur selten deren Wirksamkeit. Über Frist­
und Kostenvorgaben werden of1t die Arbeitsprozesse selbst reglemen-
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tiert und kontrolliert. Gegen:stand der Kontrolle ist in diesen Fallen 
folglich die Leistungserstellung, das Wie und nicht deren Ergebnis, 
das Was. Bloss in Ansatzen konnte bisher eine Wirksamkeitsmessung 
aufgebaut werden. 

2. Das verwendete methodische Instrumentarium ist eingeschrankt. Die 
überwiegende Mehrheit der Daten fallen im Rahmen von innerbe­
trieblichen Kontrollverfahren an. Zu denken ist an die Erfassung von 
Bearbeitungszeiten, an Systeme der Arbeitszeiterfassung, der Projekt­
überwachung und an weitere Formen der Leistungsberichterstattung. 
In keinem Fali werden Daten anderer Verwaltungseinheiten oder In­
stitutionen herangezogen und damlt das ausserhalb der eigenen Ver­
waltungseinheit vorhandene Wissenspotenzial nutzbar gemacht. Wie 
bereits erwahnt, wird bloss in einem Fali auf den Sachverstand von 
externen Experten zurückgegríffen. Expertisen bzw. Formen der Peer 
Review, di e si eh al s di e klassischen Instrumente de r Leistungs-, Qua­
litats- und Wirksamkeitsüberprüfung bewahrt haben, werden nicht 
durchgeführt. Kurz: Auf die Evaluation der Wirkungen wird auf der 
Stufe der Leistungsvereinbarungen weitgehend verzichtet. 

Die Behauptung, dass Leistungsziele und Leistung~indikatoren intern 
definiert und festgelegt, die Kennzahlen und Daten im Betriebsprozess 
generiert und schliesslich intern erhoben, überprüft, ausgewertet und 
interpretiert werden, ist nicht überzogen. Im Lichte der praktizierten 
Leistungs- und Wirksamkeitsmessung prasentieren sich Âmter als ge­
schlossene Systeme, die sich selbst beobachten und vermessen, eine zu­
gegeben nützlíche Form der Selbstreflexion pflegen: Sie verfügen über 
ein ausgebautes Leistungscontrolling, das Beachtung verdient und die 
betriebswirtschaftliche Führung sowie Überwachung wesentlich verbes­
sert. Für die Amtsleiter ist dieses Controlling lãngst unverzichtbares In­
strument bei der Steuerung anspruchsvoller Projekte. Diese Informatio­
nen schaffen, wie die Regierung und die Gesamtprojektleitung immer 
wieder unterstreichen, Transpare:nz: In Leistungsberichten wird Rechen­
schaft über Zielerreichung und Kosten abgegeben. Richtigerweise 
erscheinen als Ziele. Indikatoren und Standards betriebliche Parameter 
wie Ressourcen- und Arbeitseinsatz, Bearbeitungszeiten und zu bearbei­
tende Geschafte. 
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Im Unterschied zum prívaten Sektor, wo der betriebliche Reinerfolg 
einen von aussen gesetzten Referenzpunkt für die Beurteilung der 'per­
formance' abgibt, kann eine Verwaltungseinheit in den meisten Fallen 
bloss vielfach selbst gesetzte, mit der zustandigen Direktíon vereinbarte 
betriebliche Leistungsziele definieren. Ob Kosten- und Leistungsziele 
hoch oder tief angesetzt sind. sinnvolle oder nicht sinnvolle Leistungen 
erbracht werden, insbesondere die Krafte am richtigen Ort eingesetzt 
werden, ist kaum zu beurteilen. Selbst Zeitvergleiche in derselben Ein­
heit sind erschwert, da Standards, Kosten, Indikatoren und Zielvorgaben 
jahrlich angepasst werden konnen und aus durchaus vernünftigen Grün­
den bisweilen auch Produkte neu definiert werden müssen. Überdies 
begründen di e in den einzelnen Jlahren auftretenden besonderen V or­
kommnisse Abweichungen und die Nichterreichung von Zielen meistens 
ziemlich gut 

Die selbstreferenzielle Festlegung von Leistungen, Zielen und Kosten 
erschwert selbst die verwaltungsinterne Steuerung und Allokation der 
Mittel: Sehr zur Enttauschung der Amtsleiter wurde die Bonus/Malus­
Regelung, die Auszahlung eines allfalligen Gewinnes, wenn die Kosten­
vorgaben unterschritten werden, bisher nur ausserst eingeschrankt voll­
zogen.18 Der Regierungsrat begründet diesen nicht eben motivíerenden 
Abstrich an einem zentralen Konzept des NPM, dem Globalbudget, mo­
ralisch und legalistisch, indem er die Gleichbehandlung von NEF- und 
anderen Ãmtern geltend macht. Die Bonus/Malus-Frage illustriert nicht 
allein das Problem des fehlenden Salomons, der zwischen berechtigten 
Ansprüchen der Ãmter für ihren erhohten Einsatz und strategisch auf den 
Bonusgewinn ausgerichteten Ziel- und Kostenannahmen zu unterschei­
den vermag, sondern auch eine auf einer falschen Analogie beruhende, 
irreführende Gleichsetzung von Bonus/Malus im Modell des NPM mit 
betrieblichem Gewinn/Verlust am Markt: Nicht der Vergleich zwischen 
dem Ergebnis und den Planungsannahmen weist den Betriebsgewinn aus, 
sondern der Vergleich zwischen Aufwand und Ertrag. In keinem Fali 
konnen budgetierte, nicht ausgeschopfte Aufwandpositionen als Gewinn 

18 Leistungsbericht 1997 des Strasse:nverkehrs- und Schifffahrtsamtes, S. 7: 
Leistungsbericht 1997 des Tietbauamtes, S. 4. Besonders stürend und demotivierend 
wird die Absicht des Regierungsrates empfunden, · die bezüglich der 
Erfolgsbeteiligung getroffenen Abmachungen rückwirkend auf 1996 und 1997 zu 
korrigieren. 
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interpretiert werden. Dort wo ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
Leistungen und Ertragen vorliegt, werden in den allermeisten Fallen Ge­
bühren oder in anderer Form adminístrierte Preíse erhoben. J eder 
Gewinn bzw. Bon us müsste e ine Korrektur des administrierten Pre i ses 
nach unten zur Folge haben, soll nicht eine versteckte, politisch nicht 
gewollte fiskalische Zusatzabgabe erhoben werden. 

Der Verwaltung und den hier untersuchten Amtseinheiten fehlt der 'im­
partial spectator' oder die 'invisible hand'; dieser unbeteiligte Dritte kann 
selbst durch ein noch so ausgeklügeltes betriebliches Kosten- und Leis­
tungscontrolling nicht herbeigezaubert werden. Gerade das Modell des 
NPM hat diese Besonderheit erkannt und die Rolle dem Politiker einer­
seits, den Bürgern anderseits zugewiesen. Damit sie die ihnen zugedachte 
Funktion wahrnehmen konnen, müssen sie jedoch entweder über eigene 
oder von Dritten gesetzte Kriterien verfügen, die eine Leistungsbeurtei­
lung erlauben, oder in der Lage sein, ihre Bedürfnisse bzw. Nutzenkal­
küle in die Planung des Leistungsprozesses einzubringen. Im ersten Fall 
sind Wirksamkeitskontrollen, die mittels Expertisen, Peer-Review-Sys­
temen und Evaluationen durchzuführen sind, unabdingbar. Im zweiten 
Fali ist zu prüfen, o b si eh· die Praferenzen von Kunden und Bürgern über 
andere Formen der Feed-back-Steuerung einbeziehen lassen. 

Wir halten fest, dass das gegenwãrtige Leistungscontrolling, das für die 
betriebliche Führung in kurzer Zeit unverzichtbar geworden ist, keine 
politische Steuerung zulasst. Der Aufbau einer in demselben Masse ent­
wickelten Wirksamkeitskontrolle ist für die politische Steuerung not­
wendig und im Modell auch vorgesehen. Wir konstatieren jedoch, dass 
diese Wirksamkeitsmessung nur in sehr beschrankten Ansatzen gepflegt 
wird. Ein Faktor, welcher der Entwicklung der Wirksamkeitsmessung 
moglicherweise hinderlich entgegensteht, wurde hervorgehoben: die 
Geschlossenheit der Messsysteme, die sich in der Fokussierung auf in­
nerbetriebliche Prozesse und Ergebnisse und der internen Kontrolle 
sowie Überprüfung manifestiert. 

Ein kurzer Blick auf die lmplementierung der wirkungsorientierten Ver­
waltungsführung in den einzelnen Betrieben, auf die einzelnen Aktoren 
und ihre Erwartungen kann Aufschlüsse geben. Weiter sind die beste­
henden Ansatze der Wirksamkeitsmessung zu untersuchen. Schliesslich 
verdient die von den Ãmtern vermehrt eingesetzte Befragung unsere be-
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sondere Aufmerksamkeit. Kann sie zumindest über die subjektiv erlebte 
Wirksamkeit staatlicher Leistungserbringung Auskunft geben und auf 
diese Weise den Bürger zum Konig machen? 

5. Experten in eigener Sach4~ 

BUSCHOR zu Folge gibt es im Prinzip zwei Varianten, um Leistungs- und 
Wirkungsindikatoren festzulegen: Sie konnen entweder pragmatísch oder 
wissenschaftlich-systematísch entwickelt werden. 19 Die pragmatische 
Variante wurde in den sechs untersuchten Pilotbetrieben gewahlt. Nicht 
allein die Messgrossen, sondern das gesamte Steuerungsinstrumentarium 
des NPM wurde vielfach direkt unter der Federführung der Amtsleiter, 
manchmal in Zusammenarbeit mit dem oberen Kader, in vielen Arbeits­
und zahlreichen Überstunden entwickelt un d implementiert. 20 Dabei 
genossen die Amtsleiter grosste Ge:staltungsfreiheit. Der mit einer hohen 
Gestaltungsfreiheit verbundene pragmatische Ansatz erklart zu einem 
guten Teil den betrieblichen Erfoig der wirkungsorientierten Verwal­
tungsführung und die hohe Zustimmung, welche das neue Modell bei 
einer Mehrheit der Amtsvorsteher bis heute findet: Die Messsysteme 
konnten den bestehenden Moglichkeiten, den betrieblichen Erfordernis­
sen sowie den jeweiligen Leistungen der Ãmter in hohem Masse ange­
passt werden. Dank dieser Ausrichtung der Instrumente auf die betriebli­
chen Erfordernisse verfügt das Kader über handlungsrelevante, unmittel­
bar nützliche Informationen, sodass der unterschiedlich hoch eingestufte 
Mehraufwand in Kauf genommen wird. 

Mussten für die Einführung der Kostenrechnung in allen untersuchten 
Ámtern Spezialisten beigezogen werden, so wurden für den Autbau der 
Leistungs- und Wirkungsrechnung in keinem Fali Expertisen eingeholt. 
Die Gründe für die Absenz der Experten sind víelfaltig und von Inter­
esse. Da herrscht einmal die Überzeugung vor. dass es in ihren jeweili-

19 BuscHOR 1992, S. 215. 

20 Im Folgenden stütze ich mich auf die mit den Amtsleitern geführten lnterviews; als 
weitere Quellen konnen die in den Zwischenberichten des Regierungsrates 1997 und 
1998 verüffentlichten Erfahrungsberichte herangezogen werden. 
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gen Bereichen gar keine Experten gibc In dieser Haltung bestatigt sehen 
si eh j ene Institutionen. die sich ohne Erfolg um eine Zusammenarbeit mit 
spezialisierten Amtsstellen bemühten: So konnte das "Amt für wissen­
schaftliche Auswertung" aus Kapazitatsgründen nicht auf eine entspre­
chende Anfrage der Berner Schulwarte eintreten. Ebenfalls der Ressour­
cenknappheit ist es zuzuschreiben, dass das Gymnasium Hofwil bei der 
Entwicklung von Qualitats- und Wirkungsindikatoren nur in einem sehr 
beschrankten Umfang durch das "Amt für Bildungsforschung" unterstützt 
werden kann. Es erweist sich überdies, dass den beigezogenen 'Experten~ 
die Problemstellungen nicht vertraut sind, sie nicht über das erforderliche 
Wissen verfügen. Besonders schlecht schneiden die NPM-Theoretiker 
bei jenen ab, die sich als pragmatische Pioniere sehen: Die beigezogenen 
Experten eines auf die offentliche Verwaltung spezialisierten Beratungs­
unternehmens habe er nach drei Tagen nach Hause geschickt. meinte ein 
Amtsdirektor, schliesslich bezahle er keine Berater, damit sie bei ihm das 
NPM erlernen, Woh] mit Spitze gegen eine der Wiegen der neuen Ver­
waltungstheorie in der Schweiz fügte er an, er sei in den Osten des Lan­
des gereist. um seinen Kollegen zu zeigen, wie man NPM macht. 

Hier zeigt sich eine Problematik, die bísher im Zusammenhang mit NPM 
zu wenig Beachtung gefunden hat: Die konsequente Umsetzung des 
NPM bedingt nicht nur eine betríebswirtschaftliche Modernisierung, son­
dern führt zu einer weiteren Verwissenschaftlichung des Verwaltungs­
handelns, Sollen Wirksamkeitskontrollen zur Regel werden, so müssen 
Evaluationsverfahren und das damit in erster Linie verbundene sozial­
wissenschaftliche Know-how Einzug halten. Für zahlreiche Politikbe­
reiche wurden entsprechende Techniken und Verfahren vorwiegend im 
Rahmen der universitaren Forschung entwickelt. Die Gesprache mit den 
Praktikern zeigen jedoch, dass bestehende Wissenspotenziale kaum 
wahrgenommen werden, ein Wissenstransfer ausbleibt. Für die Imple­
mentierung und Umsetzung der eigentlich angestrebten Wirkungsorien­
tíerung fehlen vor Ort sowohl die Fachleute als auch die an dieser Di­
mension des neuen Steuerungsmodells interessierten Krafte, da aus der 
Sicht der Verwaltung die Leistungsorientierung aus nahe liegenden, ver­
standlichen und verschiedentlich dargelegten Gründen prioritar ist. 

Für die hauptverantwortlichen Trager der Reform bestehen geringe An­
reize, die Wirksamkeitsmessung rnit externer Hilfe anzugehen. Für eínige 
der befragten Amtsleiter nahert sich der heute notwendige Kontroll- und 
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Berichtsaufwand der Schmerzgrenze. Noch wird in verschiedenen Ãm­
tern nach Wegen gesucht, die Informationen wírklich nutzbringend auf­
zuarbeiten. Die Organisation weiterer Erhebungen, die Führung weiterer 
Statistiken und die Abfassung weiterer Auswertungsberichte würden zum 
heutigen Zeitpunkt mit einiger Sicherheit als Zumutung zurückgewiesen. 
"Es reicht", so lautet doch auch der Tenor bei jenen, welche gewillt sind, 
ihr Kontrollsystem noch weiter zu optimieren. Überdies fordert die Frage 
nach der Wirksamkeitsmessung nicht nur berechtigte Skepsis, sondern 
die ebenso gerechtfertigte Furcht vor allfalligen Autonomievetlusten und 
eingeschrankter Selbstbestimmung. Wirkungsorientierte Verwaltungs­
führung steht in der Sicht der Amtsleiter für erhohte betriebliche Selbst­
bestirnmung und Autonomie. Der hinzugewonnene Handlungsspielraum 
sichert der Reform in erster Linie ihre Unterstützung, an der Handlungs­
freiheit wird der Erfolg der Unterfangens gemessen, und Einschrankun­
gen oder der Ausbleib der verheilssenen Freiheit werden scharf kriti­
siert.21 

Selbst das Was, welches das Modell in einer idealisierenden, die histori­
sche Entwicklung wie die · gegenwartigen Verhãltnisse verkennenden 
Weise der Politik überbinden willl, wollen die Verantwortlichen nicht 
unbesehen den anderen überlassen. In durchaus redlicher Absicht ma­
chen die Amtsleiter ein Recht beziehungsweise ihre Verpflichtung gel­
tend, mitzureden; nicht nur im Bildungsbereich sieht man sich als ein 
Hüter von Qualitat und minimalen Standards, der das erreichte Leis­
tungsniveau gegen kurzfristig denkende und vorwiegend auf Einsparun­
gen bedachte Politiker verteidigt. Die Bereitschaft ist gering, sich von 
aussen - sei es von Experten oder Pol~tikern - diktieren zu lassen, welche 
Leistungen namentlich mit welcher Qualitat zu erbringen sind. Hier ver-

21 V ergleiche zur Bedeutung des betrieblichen Handlungsspíelraums di e 
Erfahrungsberichte der Projektleiter, Regierungsrat 1997, S. 32 - 41 und 
Regierungsrat 1998, S. 37 - 45 und 53. Regelmassig krítisíert wird die Einschrankung 
der ,unternehmerischen Freiheiten" durch die weiterhin bestehenden Kompetenzen 
und Aufgaben von direktionsübergreifenden Querschníttsamtern in den Bereichen 
Finanzen, Personal, Raum und Informatik, deren Leistungen oftmals zwingend 
bezogen werden müssen (Pflíchtkonsum/Konzernvorgaben). Deutlích wird die 
gegenwartige Tendenz der Projektleitung, den ursprünglich gewahrten Spielraum 
weiter einzuschranken, in den Leitungsberíchten 1997 des Tiefbauamtes (S. 4) und 
des Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamtes (S. 7), insbesondere die Nichteinführung 
der Leistungsentlohnung und díe Dískussíon um die Bonusgewahrung. 
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kennt das Modell, dass die Verwaltungen, lange bevor ihnen die Auto­
nomie des Wíe zugestanden wurde, das W as schon immer legitimerweise 
mitentschieden. Sie sorgen dafür. dass vollzogen wird und Beachtung 
findet, was Gesetze und Bestimmungen vorsehen. Der Vielzahl von ge­
setzlich vorgeschriebenen Zielen und Qualitatsstandards, die sich in den 
meisten Fallen der Kenntnis des Politikers entziehen, fühlen sich Ver­
waltungen verpflichtet, und diese sind handlungsleitend. Die in Gesetzen, 
Verordnungen und Weisungen festgeschriebenen Zielvorgaben sind Teil 
der Verwaltungskultur und lassen sich bloss noch formal dem politischen 
Bereich zuordnen. Das Modell unterstellt die Trennung von Bereichen, 
die faktisch nie in dieser Form getrennt sind, und nimmt Zuordnungen 
vor, die der Praxis fremd bleíben. 

6. Ansãtze zu einer Wirksamkeitskontrolle 

Regierung, Projektleitung und die Amtsleitungen haben erkannt, dass die 
Wirksamkeitskontrolle ungenügend ist, dass es bisher nicht gelungen ist, 
di e notwendigen V erfahren in zufrieden stellender Weise z u entwik- · 
keln.22 Immerhin wurden 32 Indikatoren identifiziert, welche der Out­
come-Ebene zugeordnet werden konnten, wobei deren Reichweite doch 
eher gering ist (vgL Tabelle 1 ). Einige Beispiele sei en zur Illustration 
aufgeführt: Indikator für eine Vielzahl von Leistungen, welche das Tief­
bauamt für den Unterhalt von National- und Staatsstrassen erbringt, ist 
di e "Betriebsbereitschaft". Nicht di e Leistungen selbst, sondern ihr Re­
sultat sind Gegenstand der Überprüfung. Wie die Betriebsbereitschaft, so 
ist auch die Zielsetzung. den Strassenunterhalt so zu erbringen, dass 
"ke ine W erkhaftungsklagen" zu gewartigen sind, wirkungsorientiert. Au f 
eine ganze Reihe von gesetzlich vorgeschriebenen Normen- Standards, 
die sich als Wirksamkeitsziele verstehen lassen - kann sich das Wasser­
und Energiewirtschaftsamt in seinen Leistungsvereinbarungen beziehen. 
So sind Energiekennzahlen und Nitratwerte, die es einzuhalten gilt, aber 
auch die von kommunalen Wasserversorgungsanlagen erzíelte Eigenwirt­
schaftlichkeit, geeignete Indikatoren, um etwa Finanzierungsbeihilfen 
wirkungsorientiert auszurichten. Ein · Beschwerdemariagement, die sys-

22 Regierungsrat 1998, S. 6 und 32. 
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tematische Überprüfung und Auswertung von Beschwerden, wird in elf 
Fallen praktiziert Das Seminar Hofwil sieht schliesslich vor, den Erfolg 
seiner Absolventinnen und Absolventen in den weiterführenden Bil­
dungsinstitutionen zu überprüfen, sobald die erste Kohorte im Jahre 2001 
di e Schule verlasst. 23 

Ob dieses Unterfangen rein technisch glückt, wird sich weisen, und die 
Frage. wie diese Daten zu interpretieren sind, stellt sich schon heute in 
grundsatzlicher Weise. Ohne über Vergleichswerte zu verfügen, kann es 
kaum sinnvoll sein, die weitere berufliche Karriere der Maturanden eines 
Gymnasiums zu erfassen. Entsprechende Erhebungen müssten zumindest 
kantonsweit durchgeführt werden, und zwar mit standardisierten Instru­
menten, sodass bekannte exteme Faktoren, sich aus der Arbeitsmarktlage 
und sich verandernden Anforderungsprofilen von weiterführenden 
Schulen ergebende Konjunktureinflüsse und kohortenspezifische Ver­
haltensweisen, de m Forschungs- un d Wissensstand . entsprechend kon­
trolliert werden konnen. Nicht in jedem Fali sind die Voraussetzungen 
dafür gegeben, dass eine einzelne Institution die Wirksamkeit ihrer Leis­
tungen sinnvoll zu beurteilen .vermag. 

Noch problematischer ist es in vielen Fallen, die Wirksamkeit eines Pro­
duktes oder einer Produktegruppe zu beurteilen. So verzichtet die Berner 
Schulwarte darauf, für die in erster Linie ín der Bereitstellung verschie­
denster Medi en erbrachten 12 Produkte Outcome-Indikatoren festzule­
gen. Gearbeitet wird ausschliesslich mit Kundenumfragen. Ob und in 
welchem Masse die Ermittlung von Kundenwünschen und der Kunden­
zufriedenheit eine auf den Bedarf des Kundenbürgers ausgerichtete und 
damit subjektiv wirksame Leistungserbringung herbeizuführen vermag, 
steht weiter unten zur Diskussion. 

Sicher ist, dass Verfahren bekannt sind, über welche sich die Wirksam­
keit der Berner Schulwarte, d.h. der Beitrag, den die Schulwarte inner­
halb des bernischen Schul- und Unterrichtssystems erbringt, in objekti­
ver, d.h. methodisch kontrollierter und intersubjektiv nachvollziehbarer 
Weise überprüfen liesse. Für eine solche Beurteilung ware der Einbezug 
der Umwelt, beispielsweise das weitere Bibliotheksangebot und die tech­
nische Ausstattung von Schulen, ebenso wichtig wie die Beurteilung des 

23 Leistungsvereinbarungen und Leistungsberíchte der sechs untersuchten Pilotamter. 
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Betriebes selbst Die von der Erziehungsdirektion formulierten überge­
ordneten Ziele oder die vom Parlament im Bildungswesen verfolgte Po­
litik gaben die Beurteilungskriterien vor und nicht die im Alltagsbetrieb 
verfolgten Leistungsziele. 

Langst nicht alle von den einzelnen Ãmtern im Vollzug ihrer Aufgaben 
einzuhaltenden Qualitats- und Zielvorgaben finden in die Leistungsver­
einbarungen Eingang. Zu denken ist an die in der Gewasserpflege wie im 
Strassenbau und -unterhalt zu beachtenden Raumplanungs-, Natur- und 
U mweltschutzgesetzgebungen, di e, de r modernen, finalen Gesetzge­
bungslehre verpflichtet, eine Vielzahl von Wirksamkeitszielen vorgeben. 
Eine ín vielen Bereichen und lange vor NPM beachtete Wirksamkeits­
grosse ist die Unfallrate, welche in unterschiedlichen Formen und Kon­
texten hilfreiche Hinweise auf die Wirksamkeit von Massnahmen geben 
kann. So beobachtet das Tietbauamt die Unfallrate im Strassenunterhalt 
seit Jahren laufend und versucht durch Optimierung der Sicherheítsvor­
kehrungen das Unfallrisiko zu minimieren.24 Nicht mit derselben Syste­
matik wie in diesem sensiblen Bereich werden weitere, meist normativ 
vorgegebene Wirksamkeitsziele nach Moglichkeit überprüft: So werden 
die Reduktion der Larmbelastung nach Sanierungen ermittelt, Strassen­
bau- und Strassenumgestaltungsmassnahmen hinsichtlich ihrer Wirkun­
gen auf die Verkehrsbelastung, die Verkehrsumlagerung, die Sicherheit, 
die Luftbelastung und den Larm analysiert Dieses Monitoring erfolgt 
jedoch noch nicht systematisch und hat vielfach noch experimentellen 
Charakter, da die W erte oftmal:s nicht hinreichend zuverHissig ermittelt 
werden konnen, ~essungen nicht zuletzt aus Kapazitãtsgründen nur 
punktuell erfolgen un d schliesslich Kriterien un d Standards teil weise 
n oe h entwickelt werden müssen. 25 

Festgestellt werden muss, dass in Ãmtern, in denen sich für die einzelnen 
Aufgabenbereiche gesetzlich vorgeschriebene Wirksamkeitsziele über­
prüfen liessen, die materiellen wie die organisatorischen Voraussetzun­
gen für eine systematische Erhebung und Auswertung nicht gegeben 
sind. Der dazu notwendige Aufwand übersteigt vorerst noch die Mog­
lichkeiten selbst grosser Ãmter: "Normative Wirkungsziele", wird i m 

24 Tiefbauamt 1998b, S. 19. 

25 Tietbauamt 1998a, S. 12 und 18. 
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. Leistungsbericht 1997 des Strassenverkehrs- un d Schifffahrtsamtes fest­
gehalten, "konnen auch langfrisrig im produktiven Bereich kaum erfasst 
werden. Es müssten vernetzte wissenschaftliche Forschungsmethoden 
durch den kantonalen oder eidgenüssischen Gesetzgeber eingesetzt wer­
den, di e über di e Moglíchkeiten des SVSA hinausgehen. "26 

Die hier zur Wirksamkeitsmessung zusammengetragenen Befunde geben 
zu einer weiteren, grundsatzlichen Kritik am Modell Anlass. Problema­
tisch ist nicht nur die schon von zahlreichen Autoren27 kritisierte An­
nahme eines Kausalzusammenhanges zwischen Leistung bzw. Produkt 
und Wirkungen. Das Produkt, welc.hes für den Aufbau der Kostenrech­
nung sowie der Leistungsrechnung eine geeignete Bezugsgrosse darstellt, 
erweist sich aus praktischen Gründen nicht als angemessener Ausgangs­
punkt für eine Wirksamkeitskontrolle. Wie dargelegt wurde, ist es in 
vielen Fallen nicht sinnvoll, nach der Wirksamkeit einer Leistung zu 
fragen. Als Untersuchungseinheit bietet sich vielmehr der Betrieb und 
insbesondere seine Umwelt an. In anderen Fallen, wo tatsachlich für ein 
Produkt Wirksamkeitsziele festgelegt werden konnen, ist der Kontroll­
und Überprüfungsaufwand betrachtlich und die Messung technisch oft 
anspruchsvoll. 

7. Grenzen un d Risiken von Kundenbefragungen 

Vier der sechs· untersuchten Ãmter haben seit der Aufnahme des Pilotbe­
triebes kleinere oder grossere U mfragen unterschiedlichen Typs durchge­
führt. 33 Indikatoren - meist die Kundenzufriedenheit - werden denn 
auch mittels Befragungen erhoben. In eigener Regie haben das Amt für 
Information bei den Lesern des ,BE-Infos" sowie bei den Medienschaf­
fenden, das Seminar Hofwil bei den Schülern über den Internats- und 
Mensabetrieb und die Berner Schulwarte für ausgewahlte, kleinere Leis­
tungssparten Umfragen durchgeführt. Mit einer Kundenbefragung für 
den bedeutenden Leistungsbereich des Dokumentenverleihs, wurde das 
Meinungsforschungsinstitut Link beauftragt, welches im Mai 1998 auf 

26 Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamt, Leistungsbericht 1997, S .. 3 

27 Vgl. etwa BUSSMANN, FINGER und KNOPFEL. 
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Grund einer aus der Kundenkartei gezogenen Stichprobe 619 Telefonin­
terviews durchführte. Gestützt auf Quota-Samples befragte die IHA/GfM 
die verschiedenen Kundengruppen des Strassenverkehrs- und Schiff­
fahrtsamtes im September 1998. Eine eigene Befragung über die zu 
Gunsten der Gemeinden erbrachten Leistungen führte das Amt im Nó­
vember desselben Jahres durch. Eine Image- und Kundenzufriedenheits­
studie gab ebenfalls das Tiefbauamt in Auftrag.28 

Unbestritten ist, dass selbst mit relativ einfachen Mitteln durchgeführte 
Kundenbefragungen Hinweise auf bekannte und weniger bekannte Wün­
sche erbringen. Insbesondere Hisst sich die relative Gewichtung der ver­
schiedenen Aspekten einer Dienstleistung ermitteln. Sind die Offnungs­
zeiten richtig angesetzt? Wird zu viel oder zu wenig Information bereit­
gestellt? Stürt man sich an Bearbeitungs- oder Wartefrísten? Mochte man 
die Geschafte mit dem Amt personlich am Schalter, per Telefon, schrift­
lich oder lieber per Internet abwickeln? Wird ein breites oder ein kon­
zentriertes Angebot bevorzugt? Über diese und weitere dienstleistungs­
spezifische Anforderungen konnen Befragungen für die Betriebsführung 
hilfreiche Auskünfte erteilen. 

W o liegen die Grenzen des VeJrfahrens? Die bísher durchgeführten Be­
fragungen zielen primar auf eine Beurteilung von bestehenden Angebo­
ten. Sie sind reaktiv und nicht initiativ. Der Erfassung der Vorstellungs­
welt des Kunden und seiner Wünsche sind damit enge Grenzen gesetzL 
Die Umfragetechnik wird noch kaum dazu genutzt, Nutzerprofile zu er­
stellen und das Kundenverhalten zu analysieren. Weitere Instrumente, 
den Kunden als "aktiven Wíssensbaustein" in die Verwaltung einzube­
ziehen, bieten sich an mit dem Beschwerdemanagement, der Benutzer-

28 In die folgenden Unterlagen konnte verdankenswerterweise Einsicht genommen 
werden: Studienbeschrieb und Ergebnisbericht des lnstituts Link zur Kundenumfrage 
der Berner Schu1warte, Mai 1998; eigene Kundenbefragungen der Berner Schulwarte 
für die Bereiche Raumvermietung und Medienwerkstatt, Zweites 
Controlling/Reporting 1998; Image- und Kundenzufriedenheitsstudie der IHA/GfM, 
durchgeführt im Auftrag des Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamtes. Dezember 
1998; Zufriedenheít der bernischen Gemeinden mit der verkehrstechnischen Beratung 
des SVSA, Resultate einer Befragung des SVSA bei den bernischen Gemeinden. 
November 1998; Amt für Information, Qualitat der Medienmitteilungen und 
Medienanlasse, Umfrage bei den Medienschaffenden, Bern 1999: Amt für 
Information, Controlling Medienausbildung 1998. 
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konferenz und Qualitatszirkeln, welche Vertreter von Benutzergruppen 
einbinden. 

Befragungen gehen auch mit gewissen Risiken einher, da sich das Repra­
sentati vitatsproblem i m Bereich offentlicher Dienstleistungen in anderer 
Form stellt als in der Privatwirtschaft. Dabei ist weniger an den meist 
geringen Rücklauf bei schriftlichen Umfragen und die bei Quotaverfah­
ren gepflegte Stichprobenziehung zu denken. Beide Techniken führen 
bekanntlich nicht zu reprasentativen Ergebnissen. Problematischer ist, 
dass im offentlichen Leistungsbereilch der potenzielle Kunde mindestens 
ebenso wichtig sein sollte wie der eigentliche Kunde. Erlautert sei dies 
am Beispiel der Berner Schulwarte:: Die Stichprobenziehung erfolgte auf 
Grund der Kundenkartei, wobei Personen, die Ianger als zwei Jahre kei­
nen Kontakt mehr mit der Schulwarte hatten, ausgeschlossen wurden. 
Dies mit der Begründung, dass ihr Fembleiben vermutlich externen 
Faktoren (Wegzug, Berufswechsel) zuzuschreiben sei un d ihre weiter 
zurückliegenden Erfahrungen für die Beurteilung der Leistungen nicht 
von Relevanz seien. Die hier gewahlte Grundgesamtheit wie die weitere . 
Selektion der Stichprobe mag hinsichtlich der Zielsetzung der Studie -
Beurteilung des gegenwartigen Betriebes - gerechtfertigt sein. Sie ist 
jedoch problematisch, weil bloss díe gegenwartigen Nutzer, nicht jedoch 
die potenzielle Kundschaft~ die Lehrerschaft des Kantons, untersucht 
wird. Von Interesse ware zu wissen, welcher Teil der Lehrerschaft aus · 
welchen Gründen das Angebot nutzt beziehungsweise nicht nutzt. Unter 
dieser Perspektive wãre gerade auch die Frage zu untersuchen, ob ehe­
malige Kunden wegen Berufswechsels oder Wegzugs nicht mehr dem 
Kreis der aktuellen Kunden zugehoren. In der Privatwirtschaft ist die 
Konzentration auf die bestehenden Kunden gerechtfertigt, da mit ihnen 
der grosste Teil des Umsatzes erzielt wird und Neuanwerbungen mit 
einem betrãchtlichen Aufwand verbunden sind. Im offentlichen Bereich 
hat sich jedoch die LeistungserstelJung auf alle Berechtigten auszurich­
ten. Gerade von jenen, die ein Angebot nicht in Anspruch nehmen, sind 
wichtige Hinweise auf dessen Funktion, Nutzen und Bedeutung zu er­
warten. 

Eine Ausríchtung staatlicher Leistungen auf spezifische Benutzergruppen 
ist nicht wünschbar. Das betriebswirtschaftlich gepragte Kundenver~ 
standnis, welches den Kunden als Teil der Unternehmung sieht, hat auch 
bei Befragungen zur Folge, dass die angepeilte externe Beurteilung weít-
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gehend auf der Strecke bleíbt: Gerade die für eine bedarfsgesteuerte 
Verwaltung entscheidende Frage nach der Zahl jener, die eine angebo­
tene Leistung nicht nutzen, sowie nach ihren Gründen wird ausgeblendet. 
Die Kundenbefragungen, wie sie bisher von den verschiedenen Ãmtern 
durchgeführt wurden, stellt denn auch vorwiegend Informationen bereit, 
die für betriebliche Führung, je:doch nicht für die politische Steuerung 
von Relevanz sind, Auf spezifische Kundengruppen bezogene Umfragen 
sind überall dort legitim und nützlich, wo die Grundgesamtheit klar um­
rissen ist und im Prinzip eíne Vollerhebung durchgeführt werden kann. 
Dies trifft beispielsweise auf die vom Amt für Information durchgeführte 
Umfrage bei Medienschaffenden, die Kurzumfragen bei Absolventen 
seiner Ausbildungsprogramme sowie die vom Strassenverkehrs- und 
Schifffahrtsamt in eigener Regie abgewickelte Gemeindeumfrage zu. Ist 
die Grundgesamtheit, die Gesamtheit der Anspruchberechtigten. nicht 
hinreichend bekannt und werden bloss Nutzer befragt und die potenzielle 
Kundschaft ausgeschlossen. so sind wir nicht nur mit Reprasentativitãts­
problemen konfrontiert, sondern, was schwerer wiegt, mit systematischen 
Verzerrungen der Resultate (bias). 

Problematisch sind aus diesem Grunde auch eigentliche Image-Studien, 
da überdies die viel beschworene Kundenzufriedenheit einen breiten 
Interpretationsspielraum offnet. Vorzüglich werden die Kunden aufge­
fordert, qualitative Merkmale einzuschãtzen, die Güte der erbrachten 
Leistungen zu beurteilen. Solche Bescheinigungen mogen eine gewisse 
Berechtigung haben, doch ist der Kunde nicht ein unbeteiligter Experte, 
der gestützt auf klare Kriterien eine Beurteilung vornimmt. Kundenbe­
fragungen sind kein Substitut für objektive Verfahren der Qualitãtskon­
trolle. Fast anekdotischen Wert hat die von der IHA/GfM ermittelte Ein­
schãtzung der Fahrprüfungsexperten durch die Prüflinge. 77% fanden, 
der Experte sei fair oder sehr fair gewesen. 6% beurteilten den Experten 
hingegen als sehr unfair. Es ist zu vermuten, dass letztere das Strassen­
verkehrsamt ohne den blauen Schein verliessen. 

Nicht nur weil zuverlassigere Verfahren bekannt sind und die gewonne­
nen Informationen von begrenzter Aussagekraft sind, sollten Befragun­
gen mit einer gewissen Zurückhaltung und insbesondere in adãquater 
Absicht eingesetzt werden: Handelt es sich um Kundenbefragungen im 
engeren Sinne. so werden prima.r Aspekte der betrieblichen Leistungser­
bringung überprüft und damit ein weiteres Mal interne Führungsinfor-
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mationen zur Verfügung gestellt. Imagestudien ihrerseits sind wenig 
zuverlãssige und hilfreiche Quellen einer "sekundãren Legitimation" .29 

Für die politische Steuerung nur in einem sehr begrenzten Ausmass nutz­
bar, dienen die Ergebnisse gegen aussen primãr der Selbstdarstellung des 
Amtes. Es besteht die Tendenz, die meist hohe Kundenzufriedenheit als 
QualiUi.tsausweis oder ausgewiesener Kundennutzen zu interpretieren, 
was in dieser Form nicht zulassig ist. Weder sind die Ergebnisse reprã­
sentativ. noch wird die Grundgesamtheit einbezogen. Überdies sind Be­
fragungen dieses Typs nicht das für Qualitãtsüberprüfungen und Be­
darfsnachweise geeignete Instrument. 

8. Wider eine halbe Modt~rnisierung: Schlussfolgerungen 
und Empfehlungen 

Die Untersuchung untermauert und bestãtigt wohl bekannte und erkannte 
Sachverhalte: Die Ãmter verfügen über ein beachtliches Leistungscon­
trolling, welches den Amtsleitern wesentliche, vielerorts mittlerweile als 
unverzichtbar erachtete Führungsinformationen bereitstellt. Eine Wirk­
samkeitskontrolle - die Überprüfung von Outcome und Impact - konnte 
bisher jedoch bloss ansatzweise. mit geringer Reichweite und wenig aus­
sagekrãftigen Resultaten realisiert werden. 

Mehr Beachtung verdient die empirisch untermauerte These, dass das 
betrieblich-operationelle Controlling nur in sehr beschrãnktem Masse 
Informationen bereitstellt, die sich für das politisch-strategische Con­
trolling verwenden lassen. Die Gründe sind dargelegt worden: Die Mess­
grossen und Kennzahlen beziehen sich auf betriebliche Ziele und Gros­
sen und haben daher einen stark selbstreferenziellen Charakter. Die 
Messgrosse allein kan n n ur verstanden · werden, wenn au eh alle Planan­
nahmen bekannt und überprüft sind. Fehlende Vergleichswerte erschwe­
ren Beurteilung und Interpretation. Der für eine richtige Einschãtzung 
notwendige Kontext bleibt ausgeblendet. Unmittelbar verstehbar und 
nützlich sind diese Informationen in erster Linie für jene, denen der 
Kontext bekannt ist: die für die betriebliche Führung· Verantwortlichen. 

29 KNóPFEL / V AR ONE 1998. 
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Von einem weiteren Ausbau des betrieblich-operationellen Controllings 
sind folglich keine wesentlichen Beitrage für die politisch-strategische 
Führung zu erwarten. Gegenlaufige Wirkungen sind wahrscheinlicher, da 
primar Informationen generiert werden, die geeignet sind, erbrachte Leis­
tungen und bestehende Prozesse eindrücklich zu dokumentieren und zu 
rechtfertigen. 

Für die politisch-strategische Führung und Steuerung sind daher aussa­
gekraftige Indikatoren über die erzielten Wirkungen unabdingbar. Der 
Erfolg, und dies findet im Grundsatz Anerkennung, hangt wesentlich 
davon ab, ob es gelingt, Wirkungen in befriedigender Weise zu erfassen. 
Es konnte nun eine ganze Reihe von Evidenzen beigebracht werden, die 
entgegen den Modellannahmen zeigen, dass die Leistungs- und Wir­
kungskontrolle einer je eigenen Logik folgen und auch aus formalen 
Gründen eine weit gehende Trennung der beiden Steuerungskreise ange­
zeigt ist Die Unabhangigkeit und Eigenlogik der beiden Kontrollpro­
zesse ist, wenn man sich von der leidigen Vorstellung eines politisch­
adminístrativen Produktionsprozesses lost und von den Iniormationsbe­
dürfnissen aus denkt, um die es in Controlling-Prozessen geht, unmittel­
bar einsichtig: 

Für die Wirksamkeitskontrolle sind primar externe Umweltdaten 
von· Interesse, für die betriebliche Leistungssteuerung sind hingegen 
interne Daten von prioriHirer Bedeutung. 

Im Gegensatz zu privaten Unternehmen, die in Form von Preis- und 
Marktdaten über relativ eimfach erfassbare externe Steuerungsin­
formationen verfügen, Hillt es offentlichen Unternehmen schwer, zu­
verlassige externe Steuerungsinformationen zu gewinnen. Dies gilt 
selbst für Publikumsbefragungen, deren Grenzen aufgezeigt wurden. 
Ein metaphorisch leicht überzogenes Bild bemüht KLAGES, wenn er 
schreibt, dass Indikatoren, welche externe Informationen oder Feed­
backs verarbeiten, und Andikatoren, welche systeminterne Informa­
tionen erfassen, von einer clhinesischen Mauer getrennt werden.3° 

Aus forinalen wie praktischen Gründen ist es nicht empfehlenswert, 
dass ein und dieselbe Stelle Informationen für beide Steuerungs-

30 KLAGES 1996, S. 11:2. 
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kreise erfasst und bereitstellt Die operationell-betriebliche Führung 
und die strategisch-politische Führung haben ihre je eigenen Infor­
mationsbedürfnisse, die sie in Kenntnis ihrer jeweiligen Interessen 
am besten selbst erheben. 

Irreführend ist insbesondere die Vorstellung, dass Produkt und Wir­
kung in einem einsichtigen und sínnvoll erfassbaren Zusammenhang 
stehen. eine Sicht, die insbesondere durch die rezeptartige Autbe­
reitung des NPM vom Produktgedanken her durch Schedler Ver­
breitung gefunden hat3 1 Die Idee des Produktes mag ein sinnvoller 
Ausgangspunkt für den Aufbau einer Kosten- und einer Leistungs­
rechnung sein. Eine produktebezogene Erfassung der Wirksamkeit 
wird nur in den wenigsten Fallen gelingen: Gezeigt wurde, dass es 
vielfach nicht moglich ist, einem Produkt sinnvollerweise eine Wir­
kung zuzuordnen, da es sich um Teilleistungen handelt, die in einem 
weiteren Zusammenhang stehen. Vielfach ist der Betrieb und seine 
Umwelt, in gewissen Fallen wohl ein ganzer Verwaltunsgbereich, 
die kleinste noch sinnvoile Einheit, auf die sich Wirkungen beziehen 
lassen. In anderen Fallen konnen einem Produkt in der Tat verschie­
dene objektiv überprütbare \Virkungsindikatoren zugeordnet wer­
den. Ihre Erfassung führt jedoch auf direktem Weg in die Bürokrati­
sierungsfalle. Eine Vielzahl von Informationen wird generiert, díe 
sich nicht stufengerecht und damit steuerungsrelevant aufbereiten 
l as s t. 

Die insbesondere durch die Arbeit von SCHEDLER popularísierte Vor­
stellung, offentliche Betriebe liessen sich in Analogie zu Produkt/Markt­
strategien über die richtigen Produkt/Wirksamkeitsstrategien lenken, ist 
in dieser Form nicht haltbar, aber dennoch weiterhin handlungsleitend: 
So verspricht sich der Berner Regierungsrat von produktebezogenen 
Indikatoren nach wie vor Hinweise auf erreichte Wirkungen.32 Im Lichte 
der hier aufgezeigten Befunde und dler geführten Diskussion empfiehlt es 
sich, den Informationsbedürfnissen der politisch-strategíschen Steuerung 
entsprechende Wirkungsindikatoren zu entwickeln. Sie werden aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht produktebezogen sein, sondern ein laufen-

31 SCHEDLER 1995. 

32 Regierungsrat 1998, S. 35. 
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des Monitoríng von Verwaltungseinheiten, einzelnen Politikbereichen 
und spezifisch geführten 'policies· zum Gegenstand haben. 

Eine alternative Konzeption und ein alternatives Verstandnis des NPM 
drãngt sich im Lichte der aufgezeigten Defizite des politisch-administra­
tiven Produktionsprozesses von SCHEDLER und MADER auf. Weit erhel­
lender und praktisch nützlicher als das letztgenannte Modell erweist sich 
der insbesondere von HERMANN HILL in die Diskussion gebrachte Vor­
schlag, NPM als eine Form des Wissensmanagements zu begreifen.33 

Dieses Verstãndnis kommt denn auch dem. was effektiv getan wird, weit 
nãher als eine nicht wirklich zu Ende gedachte Generalisierung weniger 
betriebswirtschaftlicher Grundkonzepte. Etwas nüchterner und mehr 
phãnomenologisch als technisch betrachtet, ist NPM eine Verwaltung, 
die an der Schwelle zur Wissensgesellschaft Informationsmanagement 
betreibt: Es werden Daten erholben. Arbeitsprozesse informationell er­
fasst und Statistíken geführt. um die zusammengetragenen Informationen 
schliesslich auszuwerten und zu interpretieren. Ob das Experiment 
glückt, hangt in erster Linie davon ab, ob es gelingt, die richtigen, füh­
rungsrelevanten Informationen zu erfassen und stufengerecht aufzube­
reiten. Gerade im Hinblick auf eine fHichendeckende Einführung des 
neuen Steuerungsmodells ist die informationelle Zusammenarbeit von 
verschiedensten Amtsstellen und die Nutzung der bestehenden Wis­
senspotenziale von erfo]gskritischer Bedeutung, soll nicht eine von den 
einzelnen .Ãmtern gepflegte Informationsanhãufung in Bürokratismus 
und Selbstdarstellung münden. Es ist nicht anzunehmen und im Hinblick 
auf die Nutzung und Vernetzung bereits vorhandener Informationsbe­
stande auch nicht zwingend wünschbar, dass ein neu zu schaffendes Amt 
die Grunddaten für die Wirkungssteuerung über ein laufendes Monito­
ring und fallweise durchzuführende Evaluationen bereitstellen wird, wie 
dies auf Bundesebene schon gefordert wurde.34 Die Arbeit kann geleistet 
werden, wenn bereits bestehende Ámter mit entsprechenden Auftragen 
sich gezielt auf diese Herausforderung ausrichten, die Stabe der Direk­
tionen entsprechende Aufgaben wahrnehmen und insbesondere die par­
lamentarischen Stabs- und Kontrollorgane verstarkt werden. Daran zu 

33 HILL 1997 und 1998, 

34 Empfohlen wurde die Errichtung eoner von Parlament und Exekutive unabhangigen 
Evaluationsstelle von der staatspolitischen Kommission (Bericht Müller, Bundesblatt 
1996 li, S. 528- 619), vgi. SEVAL-Bulletin Nr.l, Juni 1996. S. 3. 
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denken ist auch, dass eine entsprechend mandatierte kantonale- Statistik · 
sowie die neu entstandenen Fachhochschulen mit ihrer Verpflichtung auf 
die angewandte Forschung Wesentlliches Ieisten konnen. 

NPM hat eine weitere Verwíssenschaftlichung des Verwaltungshandelns 
zur Folge: Experten halten Einzug, die neue Methoden, Techniken und 
Verfahrensweisen einbringen. Bisher wurde dieser Modernisierungspro­
zess von Betriebswirtschaftern getragen. Soll der Grimdgedanke des 
NPM, die wirkungsorientierte Steuerung, umgesetzt werden, so reicht 
eine betriebswirtschaftliche, halbierte Modernisierung nicht aus. 
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